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que ça devrait être, nous avons droit aux critiques et nous
devons les accepter et corriger cela.
Or, ce que vous demandez pratiquement ici, Madame Lan-
genberger, c’est la recréation de l’Ofiamt. Lorsque je suis
entré en fonction, la décision avait été prise de casser l’an-
cien Ofiamt et de créer l’OFFT, l’office de M. Sieber dont on
vient de parler, et d’avoir à côté l’OFDE, l’Office fédéral du
développement économique et de l’emploi. Donc, on avait
cassé la structure que vous souhaitez recréer aujourd’hui.
Ce que j’ai fait et ce qui a été ma responsabilité, c’est de
réunir cet OFDE, qui était le pôle de l’économie interne,
avec l’ex-BAWI qui était le pôle de l’économie externe, en
fonction de l’idée qu’aujourd’hui il ne doit plus y avoir de dis-
tinction entre l’économie interne et l’économie externe.
Puisqu’un franc sur deux est gagné à l’exportation, il était
justifié de réunir ces deux offices dans un Secrétariat à l’éco-
nomie. Mais si on allait jusqu’au bout de votre proposition,
on en viendrait à recréer l’ancien Ofiamt, ou alors on créerait
une structure intermédiaire supplémentaire entre le chef de
département et l’office, éloignant ainsi la responsabilité que,
finalement, je dois porter politiquement devant vous.
C’est pour cela que je vous redemande instamment d’ac-
cepter la transformation en postulat, en vous disant que ce
qui vous préoccupe est aussi notre préoccupation, que ce
groupe de travail est créé, qu’il est convoqué. Le dossier doit
être suivi, mais malheureusement – ou heureusement – il a
un mandat, mais il n’a pas encore eu le temps de produire
un certain nombre de résultats. On espère que le groupe de
travail sera efficace. Dans une année, je ferai procéder à
une évaluation d’efficacité du groupe de travail. Si, dans une
année, il y a totale inefficacité, vous aurez le droit de me cri-
tiquer, parce que la solution préconisée n’aura pas été
bonne. Peut-être faudra-t-il revoir autre chose.
Ce qui est important, c’est qu’on laisse au Conseil fédéral et
aux chefs de département une certaine liberté pour organi-
ser l’entreprise, faute de quoi on sera toujours en train de
faire des réformes et des révolutions, et on n’arrivera pas à
créer une certaine culture d’entreprise qui est essentielle
pour répondre avec une certaine clarté aux demandes de
l’économie et du Parlement.
[VS]
Langenberger00.3133 00.3133 Christiane (R, VD): J’accepte la transforma-
tion en postulat parce que la situation a évolué depuis le
mois de mars et que l’on prend les choses en main de ma-
nière différente.
[VS]
Überwiesen als Postulat – Transmis comme postulat 
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a line in white to make the separation[VS]
Präsident00.9001 00.9001 (Schmid Carlo, Präsident): Auf der Tribüne be-
findet sich eine Delegation des tibetischen Exilparlamentes
unter der Leitung seines Präsidenten, Professor Samdhong
Rinpoche. Die Delegation befindet sich während drei Tagen
in der Schweiz. Sie hat den Kantonsrat des Kantons Zürich
besucht. Heute besucht sie das eidgenössische Parlament
hier in Bern. Wir wünschen Ihnen einen guten Aufenthalt
und eine gute Zeit in der Schweiz. (Beifall) 
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a line in white to make the separation[VS]
Maissen00.3132 00.3132 Theo (C, GR): Ich möchte dem Bundesrat für die
umfassende Antwort danken. Ich bin damit einverstanden
und davon befriedigt bezüglich der Ziele, hingegen bin ich
nur teilweise befriedigt von der für die Zielerreichung vorge-
sehenen Politik. Ich beantrage deshalb Diskussion.
[VS]
Präsident  (Schmid Carlo, Präsident): Wird dem widerspro-
chen? – Das ist nicht der Fall, Sie haben das Wort.
[VS]
Maissen  (C, GR): Es ist so, dass die Regionalpolitik von ih-
rer Entstehung her in der Schweiz lange Zeit als eine Politik
der Massnahmen für die Berggebiete, als Instrument für
Rand- und Problemregionen verstanden wurde. Dieses Ver-
ständnis von Regionalpolitik war seit jeher falsch. Heute
weiss man: Es geht um den ländlichen Raum als Gesamtes,
und es geht auch je länger, je mehr um Fragen der Städte-
politik. Der Bundesrat anerkennt in seiner Antwort, dass der
aktuelle wirtschaftliche Strukturwandel eine grosse Heraus-
forderung für den ländlichen Raum und die Bergregionen
darstellt. Der Bundesrat anerkennt insbesondere auch, dass
es für den nationalen Zusammenhalt wie auch für die wirt-
schaftliche Attraktivität der Schweiz die Aufrechterhaltung
eines regionalen Gleichgewichtes braucht. Darin stimmen
wir überein und finden sicher das gegenseitige Einverständ-
nis. Ich denke auch, es besteht ein Konsens darüber, dass
die Schweiz in ihrer Vielfalt und in ihrem föderativen Aufbau
auf Dauer nur bestehen kann, wenn wir eine ausgewogene
Entwicklung zwischen den Landesteilen und den Regionen
haben. Somit sind jene, die sich für die Regionen einsetzen,
eben nicht nur Vertreter von Partikularinteressen, sondern
sie handeln im Gesamtinteresse dieses Landes, denn letzt-
lich ist die Attraktivität der Schweiz als Wirtschafts- und Le-
bensraum ohne den ländlichen Raum, ohne die Berggebiete
unvorstellbar. Damit nun dieses ganze Gebilde funktioniert,
sollte, wenn es Ungleichheiten gibt, das Mass der Ungleich-
heiten zwischen den Regionen eine bestimmte Bandbreite
nicht überschreiten.
Es braucht eine Balance zwischen den Wirtschaftszentren
und den peripheren Räumen in wirtschaftlicher, sozialer und
kultureller Hinsicht. Dieses Gleichgewicht ist labil. Es ist zu be-
fürchten, dass das labile Gleichgewicht in dieser hektischen
Zeit der Liberalisierung, des Strukturwandels verloren geht.
Da bestehen nun die Differenzen zu Ihrer Politik, bezüglich der
Instrumente, Herr Bundesrat. Sie gehen davon aus, dass es
mit der Globalisierung, mit der Verschärfung des Wettbewerbs
eine Konzentration auf bevorzugte Wirtschaftsstandorte gebe;
das ist so. Ihr Konzept, dem entgegenzuwirken, sieht vor, dass
die anderen Regionen eben auch versuchen müssten, ihre re-
gionalen Potenziale auszuschöpfen. Das grosse Korrektiv soll
dann über den Finanzausgleich erfolgen.
Es ist richtig, dass die Regionen ihre Potenziale aus eigener
Kraft ausschöpfen können. Aber wir müssen uns gleichzeitig
bewusst sein: Die Standortnachteile von ländlichen Räumen
sind derart stark von der Natur, der Verkehrslage, der Topo-
graphie, vom Klima her bestimmt, dass diese Standortnach-
teile in einem verschärften Wettbewerb nicht aus eigener Kraft
zu korrigieren sind. Das ist einfach eine Realität, daran kön-
nen wir nichts ändern.
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Es ist also unverzichtbar, dass wir weiterhin direkte regional-
politische Massnahmen einsetzen, welche diese Entwicklun-
gen abfedern. Sie sind gewissermassen das Gegenstück zu
den Effizienzgewinnen, die wir mit der Liberalisierung errei-
chen; wir müssen die benachteiligten Regionen durch spezi-
fische Ausgleichsmassnahmen vor einer weiteren Schwä-
chung schützen. In diesser Beziehung habe ich einfach
meine Zweifel an der aktuellen Politik. Sie sieht vor, einen
Disparitätenabbau vor allem über den neuen Finanz-
ausgleich vorzunehmen. Man postuliert die Ausschöpfung
der regionalen Potenziale. Gleichzeitig stellt man, und dazu
gibt es auch aus Ihrem Departement verschiedene Schrif-
ten, die bisherigen regionalpolitischen Instrumentarien in
Frage. Man spricht von einem Rückbau, zum Beispiel auch
in einem Bericht der Kommission für Konjunkturfragen. Man
sagt aber gleichzeitig, man wolle eine angemessene Grund-
versorgung im Bereich des Service public.
Herr Bundesrat, ich bin überzeugt, dass der neue Finanz-
ausgleich nicht ausreichen wird, um den Disparitätenabbau,
den wir erreichen müssen, zu gewährleisten. Sie müssen
nur den Entwurf des neuen Finanzausgleiches ansehen: Da
sehen Sie, dass es Gebirgskantone gibt – darunter auch der
Kanton Graubünden –, die per saldo, also bezüglich des
Ausgleiches zwischen Plus und Minus, ein negatives Resul-
tat in Kauf nehmen müssen. Jetzt sagen Sie mir: Wie soll bei
einem neuen Finanzausgleich, wenn Gebirgskantone einen
Negativsaldo erhalten, noch ein Ausgleich erfolgen?
Ich stehe diesem Finanzausgleich positiv gegenüber, er ist
eine wichtige Reform. Aber wir dürfen ihm keine Aufgaben
zuweisen, die er nicht erfüllen kann und bezüglich derer zu-
dem noch sehr vieles offen ist. Ich bin davon überzeugt,
dass an das, was in der Antwort des Bundesrates bezüglich
des Beitrages zum Disparitätenabbau steht – den der Bun-
desrat an diesen Finanzausgleich anhängt –, viel zu viele
Erwartungen geknüpft sind. Es braucht weiterhin ein regio-
nalpolitisches Instrumentarium als Korrektiv.
Da habe ich nun bei dem, was Sie zu tun beabsichtigen,
meine Bedenken. In der Legislaturplanung 1999 bis 2003 ist
zum regionalen Ausgleich relativ wenig enthalten. Wenn
man die Zahlen der Finanzplanung ansieht, wird klar, dass
Sie, Herr Bundesrat, beabsichtigen, 15 Prozent weniger da-
für einzusetzen. Sie sind in einer Zeit, in der man eine Vor-
wärtsstrategie haben sollte, in einer Rückbauphase.
Bezüglich Ihrer Aussage zur Grundversorgung, die – wie Sie
das in der Antwort festhalten – angemessen sein soll: Ange-
messen reicht natürlich nicht, sondern es geht auch um
gleichwertige Bedingungen, also um die Frage der distanz-
abhängigen Tarife. Gerade im Telekommunikationsbereich
wird über technische Massnahmen Politik gemacht: Das se-
hen Sie am Beispiel der Versteigerung der Wireless Local
Loop (WLL): Die geographische Einteilung wurde vom Bund
so vorgenommen, sodass es Räume gab, die für die Verstei-
gerung total uninteressant waren, und an anderen Orten
wurde die so genannte letzte Meile zu horrenden Preisen er-
steigert. So wird indirekt Politik gemacht. Ich sage das des-
halb, weil wir in rund zwei Jahren die Grundversorgung neu
organisieren müssen, wenn die fünfjährige Übergangsdauer
der Swisscom abläuft.
Herr Bundesrat Couchepin, ich bitte Sie: Machen Sie kein
Konzept der Regionalisierung, bei dem von vornherein ein
Rosinenpicken möglich ist, sondern binden Sie die Räumen
so ein, dass die Grundversorgung flächendeckend gewähr-
leistet werden kann.
Mein Anliegen, Herr Bundesrat Couchepin, mit dieser Inter-
pellation ist, dass Sie die kritische Haltung aus der Optik der
Regionen, die ich hier dargelegt habe, in Ihrem Handeln mit
berücksichtigen. Wir werden bei den einzelnen Massnah-
men darüber diskutieren können.
Ich danke Ihnen, Herr Bundesrat Couchepin, wenn diese
Anliegen bei Ihnen gut gelandet sind und positiv aufgenom-
men werden.
[VS]
Lombardi00.3132 00.3132 Filippo (C, TI): Je ne puis évidemment que sou-
tenir de tout mon coeur l’interpellation Maissen, et souligner

le fait que, tant dans l’interpellation que dans la réponse du
Conseil fédéral, les grands principes sont largement accep-
tés et acceptables; que la cohésion nationale soit impor-
tante, que l’équilibre entre les régions soit important, cela est
clair pour tout le monde, surtout étant donné, que les ré-
gions périphériques ne demandent pas simplement
l’aumône à la Confédération ou aux autres cantons, mais
qu’elles sont utiles à l’ensemble du pays, aux centres écono-
miques eux-mêmes.
Il s’agit donc de gérer un processus dans une situation de
changement que nous connaissons tous. La libéralisation et
la privatisation des grandes régies nationales leur impose
une efficacité maximale pour leur permettre d’affronter la
concurrence interne et externe. Il est donc exclu de s’oppo-
ser aux lois de l’économie qui président à ces processus,
car cela mettrait en danger l’existence même de ces socié-
tés et de ces grandes régies nationales.
D’autre part, ce sont bien ces régies, avec l’armée, qui
jouaient traditionnellement un rôle de répartition des res-
sources dans le pays et d’équilibre entre les régions. Elles
ne sont donc plus à même de l’assurer, ou de l’assurer plei-
nement dans cette nouvelle situation. Si l’économie doit sui-
vre ces lois, je crois que la politique a le devoir d’en
compenser les effets négatifs. De quelle façon? Les ques-
tions sont nombreuses et sont posées. Elles sont posées
dans l’interpellation Maissen. Les réponses du Conseil fédé-
ral restent, d’après moi, un peu trop génériques. Il nous fau-
dra entrer dans des mesures concrètes très rapidement,
pour que ces principes, qui sont admis de tout le monde,
puissent se concrétiser, sans que des effets négatifs conti-
nuent de se multiplier dans les régions périphériques. Il est
beaucoup question, ces temps-ci, de fonds de cohésion na-
tionale, d’une application peut-être difficile et qui reste en-
core en discussion. Il est beaucoup question de la nouvelle
péréquation financière que nous soutenons aussi de toutes
nos forces, mais à laquelle nous devons faire très attention,
car elle pourrait se révéler, comme l’a bien dit M. Maissen,
finalement négative, justement pour certaines régions péri-
phériques qui auraient besoin d’une toute autre
considération. Cela dépend en fait de bien peu de choses. Il
suffit, nous le savons, de déplacer de quelques points cer-
tains indices qui sont appliqués dans le calcul de la force
sociodémographique et géographique des différentes ré-
gions, pour obtenir des résultats tout à fait négatifs, au lieu
de positifs, pour les régions périphériques. Il y a donc en-
core beaucoup de pain sur la planche et beaucoup de travail
de correction à faire. Nous espérons que le Conseil fédéral
le fera.
D’autre part, il y a probablement des raisons – cette analyse
doit être faite dans nos commissions – de revenir sur les lois
sur la Poste, Swisscom et les chemins de fer, pour que les
bénéfices de la Confédération découlant de la nouvelle si-
tuation actuelle puissent au moins en partie être affectés à
des opérations de rééquilibrage et de politique régionale.
Vous avez vous-même, Monsieur le Conseiller fédéral,
donné un signal important ces jours-ci en annonçant la mise
en consultation de la prolongation de l’arrêté fédéral en fa-
veur des zones économiques en redéploiement. C’est un
signe important qui peut apporter sa part de contribution à la
solution de ces problèmes.
Dans la quatrième question de son interpellation, M. Mais-
sen se penche surtout sur les effets des accords internatio-
naux, et dans votre réponse vous rappelez que le Conseil
fédéral entend bien évaluer les effets des accords bilatéraux
sur les régions frontalières et en tirer les conséquences en
ce qui concerne la politique du territoire.
Nous ne sommes pas sans savoir que le résultat de la vota-
tion sur les accords bilatéraux dans un canton qui vit effecti-
vement un problème très particulier comme le canton du
Tessin n’est pas le résultat de quelques forces politiques
obscures, mais bien de craintes très concrètes que la popu-
lation ressent face à l’évolution qui se dessine. Il est donc de
la plus grande importance que cette réponse à la quatrième
question soit appliquée de façon très rigoureuse et que la
Confédération participe au financement d’un observatoire
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sur les conséquences en matière de marché de l’emploi et
de circulation des personnes dans le canton du Tessin par
exemple. C’est le seul canton qui se trouve confronté, en
plus des autres problèmes d’équilibre ou de déséquilibre ré-
gional, à une situation frontalière tout à fait spéciale avec un
pays qui n’est pas la France ou l’Allemagne.
Je souhaite que les réponses données à M. Maissen soient
concrétisées par le Conseil fédéral.
[VS]

Pfisterer00.3132 00.3132 Thomas (R, AG): Ich möchte drei Bemerkungen
anfügen:
1. Ich bin sehr dankbar für die Erläuterung zur Frage, was
Gegenstand dieser Regionalpolitik ist, wie das jetzt auch im
Kommentar von Herrn Maissen deutlich geworden ist. Es
sind nicht nur die Berggebiete, sondern wir haben ein gene-
relles Problem, das den ländlichen Raum im Allgemeinen,
die Agglomerationen und die Grenzgebiete betrifft. Der Bun-
desrat hat die Frage 7 deutlich so beantwortet.
2. Die Regionalpolitik will ausgleichen. Aber in welche Rich-
tung? Die Zielrichtung, der Gehalt, stammt aus der Raum-
ordnungspolitik, aus der Raumplanung. Damit stehen wir vor
einem Problem, das wir meines Erachtens und nach meiner
Erfahrung aus der praktischen Arbeit noch nicht genügend
angegangen sind. Es geht um die Zusammenarbeit zwi-
schen der Raumplanung und der Regionalpolitik.
3. Ohne enge Zusammenarbeit mit den Kantonen gibt es
keine Regionalpolitik, die wirksam sein und den Inhalt auf-
nehmen kann. Die Raumplanung ist in aller erster Linie Sa-
che der Kantone; der Bund liefert mit der Regionalpolitik nur
Instrumente, um die kantonale Raumordnungspolitik umzu-
setzen. Das ist das Zusammenspiel, welches wir beispiels-
weise auch bei Interreg antreffen, das wir aber nach meiner
Beurteilung noch nicht durchwegs realisiert haben.
Ich empfinde diesen Problemkreis als grosse, erhebliche
Herausforderung, als Begleitproblem aller unserer Liberali-
sierungs- und Globalisierungsbemühungen.
[VS]
Couchepin00.3132 00.3132 Pascal, conseiller fédéral: J’ai dit, dans une in-
tervention précédente, qu’à mon sens il y a un problème qui
reviendra souvent en matière de politique économique dans
les semaines et les mois à venir, c’est le problème de la poli-
tique régionale, et le sérieux avec lequel nous nous sommes
efforcés de répondre à l’interpellation Maissen en témoigne.
Hier, le Conseil fédéral a décidé de mettre en consultation la
prolongation de l’arrêté Bonny, ce qui suscite aussi quelques
critiques de la part des vestales de l’«Ordnungspolitik», cela
est d’ailleurs dans l’ordre des choses –, mais il est néces-
saire pour marquer, aussi dans le sens de ce que vient de
dire M. Lombardi, un signal clair d’appui aux régions péri-
phériques. En effet, la politique régionale est l’expression
d’une volonté politique, peut-être davantage encore que l’ex-
pression d’une volonté économique, de maintenir un équili-
bre entre les différentes régions du pays.
Je serai très bref, parce qu’il est dangereux de faire un débat
plus ou moins improvisé sur un sujet aussi grave que celui-
là, qui nécessite de prendre en compte une multitude de pa-
ramètres, sans avoir aussi un certain nombre de données de
base, parce que dans ce pays toute une série de choses
sont dites qui, a priori, à mon avis – on est en train de vérifier
si elles correspondent à la réalité –, sont fausses, notam-
ment, par exemple, le fait de prétendre que la libéralisation
des télécommunications dessert les régions périphériques.
On est en train d’étudier cette question. Je ne prétends pas
que ce que je vais dire à l’instant est la vérité des vérités,
mais j’ai l’impression que la libéralisation des télécommuni-
cations, par exemple, est tout à fait bénéfique aux régions
périphériques. Ce qui a été dommageable, entre guillemets,
aux emplois dans les régions périphériques, c’est l’évolution
technique. Autrefois, il y avait partout des monteurs en télé-
communications qui raccordaient une multitude de fils, alors
qu’aujourd’hui, avec les nouvelles techniques dans le do-
maine des télécommunications, avec la fibre optique en par-
ticulier, il y a toute une série d’emplois qui ont disparu, et

c’est le progrès technique qui a fait disparaître ces emplois.
La libéralisation, au contraire, dans ce domaine-là – j’en ai
la conviction, mais il faut vérifier dans les faits si c’est la réa-
lité –, fait profiter les régions périphériques plus que les
autres. Si, dans le passé, vous étiez, par exemple, dans une
région périphérique et que vous vouliez téléphoner – il n’y
avait pas de tarifs indépendants de la distance, il y avait des
tarifs dépendants de la distance – à l’extérieur du centre in-
dustriel, le triangle d’or, vous deviez payer plus cher que vos
concurrents qui se trouvaient dans le triangle d’or et qui at-
teignaient leurs partenaires commerciaux les plus naturels
immédiatement. Pour le tourisme, c’est aussi et de toute évi-
dence un grand progrès que la libéralisation qui a fait bais-
ser les prix pour les régions périphériques. Ce qui est vrai,
par contre, c’est que les espoirs que l’on avait mis dans la
télématique, le travail à distance, ne se réalisent pas comme
on l’espère, parce que du point de vue de la psychologie hu-
maine, à la fin, les gens ne sont pas d’accord de travailler
seuls face à un ordinateur, ils aiment aussi se rencontrer.
Ce qu’il faut absolument éviter – c’est peut-être le message
essentiel aujourd’hui –, ce sont deux choses: tout d’abord,
de voir seulement ce qui va bien chez les autres, sans voir
ce qui va mieux chez soi. Si on veut que ce pays prospère, il
faut se réjouir du développement économique d’une région
comme Zurich ou de ces «clusters», comme on appelle cela
aujourd’hui, qui produisent la richesse et permettent à l’en-
semble du pays de se porter mieux. Chaque fois qu’un par-
tenaire dans le pays se porte mieux, il faut s’en réjouir et il
ne faut pas commencer à dire: «Il est en train de faire un
progrès, moi je ne fais pas un progrès tout à fait équivalent,
donc il y a une injustice, donc il faut que je combatte cette
possibilité de progrès chez celui qui va mieux que moi.
Toute la Suisse va mieux. Certaines régions vont bien
mieux, d’autres mieux. Il faut aborder ce problème avec une
attitude positive, sinon on va tous réussir à se tirer en bas. A
la fin, on aura réussi à rétablir l’égalité par le bas, ce qui
n’est la volonté de personne et surtout pas celle des régions
périphériques, parce que la volonté de l’égalisation par le
bas additionnera aux difficultés économiques de ces régions
les désavantages géographiques qu’elles ont déjà. C’est la
première chose à faire et à dire.
La deuxième chose, c’est que je suis convaincu qu’une cer-
taine politique volontariste est nécessaire. Il faut une politi-
que volontariste. Mais il faut dire et redire – je peux le dire,
moi qui suis issu d’une région périphérique – que les régions
périphériques ne doivent pas se transformer en régions qui
prétendent, chaque fois qu’il y a un problème, que c’est le
centre qui doit venir à leur secours; ou que chaque fois qu’il
y a un problème, on doit leur donner, comme à des citoyens
de seconde zone – j’en serais –, de l’argent en disant: «Tai-
sez-vous, votez bien, voici un peu d’argent qui vient du cen-
tre et le problème est résolu.» Il faut veiller à ça.
Vous avez parlé, Monsieur Maissen, de «libanisation». Je ne
peux pas reprendre ce terme. Dans la bouche d’un membre
du Gouvernement, ça risquerait de provoquer des protesta-
tions de la part du pays concerné. Mais je serais tenté de
vous dire que s’il faut éviter le risque de la libanisation, il faut
aussi éviter le risque de la transformation de ces régions pé-
riphériques en régions qui souffrent du syndrome du Midi,
qui depuis des générations disent: «Nous sommes désavan-
tagés, nous exigeons davantage, toujours davantage du
centre, et si possible de l’argent.» Et à la fin, on démobilise
les énergies dans les régions périphériques.
Cette remarque critique, que seul un représentant issu d’une
région périphérique pouvait faire sans être blessant, parce
qu’elle s’adresse à moi aussi, cette remarque n’empêche
pas la volonté de mener une politique volontariste. Elle fera
l’objet d’un rapport, d’abord au Conseil fédéral, car le Con-
seil fédéral a demandé hier, lorsqu’il a accepté de mettre en
consultation la prolongation de l’arrêté Bonny, que mon dé-
partement produise un rapport sur tous les problèmes évo-
qués par M. Lombardi, par M. Maissen et par plusieurs
d’entre vous sur les risques de divergences trop grandes
dans la prospérité entre les régions périphériques et les ré-
gions centrales.
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Un ancien conseiller fédéral disait une fois qu’en Suisse,
tout le monde se considère comme région périphérique,
sauf peut-être une partie des habitants de la Bahnhofstrasse
à Zurich.
[VS]
Präsident00.3132 00.3132 (Schmid Carlo, Präsident): Das wäre dann das
Zentrum der Peripherie. (Heiterkeit) 
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Marty97.3668 97.3668 Dick (R, TI), für die Kommission: Ich beziehe mich
auf den schriftlichen Bericht. Die Kommission schlägt Ihnen
einstimmig vor, die Motion zu überweisen. Der Bundesrat ist
bereit, die Motion entgegenzunehmen. Der Nationalrat hat
die Motion bereits überwiesen. Ein Vertreter der Verwaltung
hat in der Kommissionssitzung gesagt, dass der Motionär of-
fene Türen einrennt. Dem habe ich nichts anzufügen.
[VS]
Dettling97.3668 97.3668 Toni (R, SZ): Ich kann mich auch kurz fassen. Das
Anliegen der Motion ist ja unbestritten, denn in der Tat ist es
eine singuläre Vorschrift, dass ein Gesellschafter bzw. ein
Organ einer juristischen Person, welches nicht voll haftet,
der Konkursbetreibung unterliegt, und dies nicht nur für die
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, sondern auch für Private.
Diese unhaltbare Sonderregelung hat mich seinerzeit bewo-
gen, die Motion im Nationalrat einzureichen. Vor allem die
KMU, die die Rechtsform der GmbH wählen möchten, wer-
den nämlich durch diese Sondervorschrift des SchKG nicht
selten von ihrem Vorhaben abgehalten oder zumindest in ih-
rer Entscheidungsfreiheit eingeschränkt.
Es wäre denn auch einfach gewesen, diese fragwürdige Be-
stimmung im Rahmen der SchKG-Revision ersatzlos zu
streichen. Leider wurde dies damals aus unerklärlichen
Gründen versäumt. Nun muss dieses Versäumte nachgeholt
werden, entweder über eine separate Vorlage oder im Zuge
der geplanten Totalrevision des GmbH-Rechtes. Wenn man
den Weg der Totalrevision des GmbH-Rechtes wählt, wird
es wahrscheinlich, wie es die Revision des Aktiengesell-
schaft-Rechtes gezeigt hat, noch einige Jahre, wenn nicht
Jahrzehnte dauern. Denn auch die Totalrevision des GmbH-
Rechtes wird nicht einfach sein, weil komplexe Fragen zu
entscheiden sind. So gesehen dürfte es noch einige Zeit
dauern, bis die fragwürdige SchKG-Vorschrift eliminiert ist.
Deshalb würde ich es begrüssen, wenn man hiefür eine se-
parate Vorlage machen würde, um diese antiquierte SchKG-
Bestimmung ersatzlos zu streichen. Man könnte damit die
Attraktivität der GmbH, die in der Schweiz auch aus ver-
schiedenen anderen Gründen nach wie vor zu wünschen
übrig lässt, vor allem für die KMU verbessern.
Deshalb empfehle ich Ihnen, die Motion zu überweisen, ver-
bunden mit dem Wunsch an den Bundesrat, die fragliche
SchKG-Bestimmung in einer separaten Vorlage so bald wie
möglich ersatzlos zu streichen. Dieser Wunsch ist um so
mehr berechtigt, als die fragliche Norm singulär ist, in kei-
nem direkten Zusammenhang mit der Totalrevision des

GmbH-Rechtes steht, und der Nationalrat die Motion, die
der Bundesrat entgegenzunehmen bereit ist, oppositionslos
überwiesen hat. Dank einer raschen Erledigung könnte ein
sachdienlicher Beitrag zur Verbesserung der Stellung der
KMU in unserem Land geleistet werden.
In diesem Sinne bitte ich Sie, die vom Nationalrat bereits
überwiesene Motion ebenfalls zu überweisen.
[VS]
Wicki97.3668 97.3668 Franz (C, LU): Ich wende mich nicht gegen diese
Motion, aber ein Satz von Herrn Dettling hat mich schon auf-
geschreckt. Er sagte, mit der GmbH-Revision gehe es noch
Jahre oder Jahrzehnte. Ich habe am 29. September 1997
hinsichtlich der Reform des Rechtes für die Gesellschaft mit
beschränkter Haftung eine Interpellation (97.3433) einge-
reicht. Inzwischen wurde das Vernehmlassungsverfahren
durchgeführt, Ende Oktober letzten Jahres war es abge-
schlossen. Damals konnte man den Medien entnehmen,
dass zum Vorentwurf recht viele Eingaben erfolgt sind. Es ist
sicher von allgemeinem Interesse, Frau Bundesrätin, wenn
Sie uns heute über den Stand der Revision orientieren kön-
nen. Wie ich bereits früher betont habe, liegt es vor allem im
Interesse der kleinen und mittleren Betriebe, dass diese Re-
vision zügig vorangetrieben wird.
Im Übrigen hoffe ich, dass durch die geplante Revision die
Attraktivität, welche die GmbH für kleine und mittlere Be-
triebe hat, nicht geschmälert wird. Daher sollte das GmbH-
Recht nicht allzu stark an das Recht der Aktiengesellschaft
angeglichen werden. Die GmbH soll eine Gesellschaftsform
bleiben, die für Verhältnisse geeignet ist, bei denen es stär-
ker auf die Person der Gesellschaft und ihre spezifischen
Tätigkeiten und Interessen ankommt.
[VS]
Metzler97.3668 97.3668 Ruth, Bundesrätin: Das Anliegen der Motion wurde
im Rahmen der GmbH-Revision bereits aufgenommen. Ich
werde aber dem Wunsch von Herrn Dettling entsprechend
nochmals prüfen, ob man es tatsächlich vorziehen sollte. Sie
verstehen, dass ich Ihnen kein Versprechen geben kann.
Zur GmbH-Revision kann ich Ihnen sagen, dass die Ver-
nehmlassungsergebnisse jetzt bei mir auf dem Tisch sind
und heute oder morgen zur Kenntnisnahme an den Bundes-
rat weitergeleitet werden. Anschliessend erfolgt in meinem
Departement die Weiterarbeit im Sinne der Vernehmlas-
sungsergebnisse, sodass gegen Ende des nächsten Jahres
die Botschaft vorliegen sollte.
[VS]
Überwiesen – Transmis 
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